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Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG
40/824-1/9.1.1.2/V 
Vollzug der Immissionsschutzgesetze;

Antrag gemäß § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur Änderung der Anlage zum Lagern von brennbaren, brandfördernden und toxischen Gasen. 
hier: Erhöhung der derzeitigen Lagermengen an entzündbaren, brandfördernden und toxischen Gasen 
Antragsteller: 
Tyczka Industrie-Gase GmbH, 
Blumenstraße 5, 82538 Geretsried

1. Vorbemerkung

Die Tyczka Industrie-Gase GmbH hat eine immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG für die Erhöhung der derzeitigen Lagermengen an entzündbaren, brandfördernden und toxischen Gasen beantragt.

Nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) stellt die zuständige Behörde von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens, das der Entscheidung über die Zulässigkeit des beantragten Vorhabens dient, auf der Grundlage geeigneter Angaben des Vorhabensträgers, sowie eigener Informationen unverzüglich fest, ob für das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.
Gemäß Nr. 8.7.1.1 der Anlage 1 des UVPG wurde für das Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 4 i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG durchgeführt.
Die allgemeine Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 Satz 2 UVPG ist als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien durchzuführen. 
Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.
Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass keine UVP-Pflicht besteht.
Nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG ist diese Feststellung nicht selbstständig anfechtbar.

Die Einschätzung beruht im Wesentlichen auf folgenden Gesichtspunkten:
Kriterien nach Anlage 3 zum UVPG:
1. Merkmale des Vorhabens
1.1 Größe und Ausgestaltung des gesamten Vorhabens und, soweit relevant, der Abrissarbeiten
Das bestehende Gaselager der Tyczka Industrie-Gase GmbH, Ohmstraße 8, 85301 

Schweitenkirchen soll wie folgt geändert werden: 

	Entzündbar:
	Bestand max. in kg
	Geplant max. in kg
	Differenz

	Acetylen
	4.800
	8.000
	+3.200

	Ammoniak
	1.000
	3.500
	+2.500

	Propan/Butan
	10.900
	20.000
	+9.100

	Kältemittel entzündbar
	3.100
	5.000
	+1.900

	Methan
	200
	2.000
	+1.800

	Wasserstoff
	150
	1.000
	+850

	Wasserstoff-Stickstoff-Gemische > 5 % H2-Anteil
	0
	4.000
	+4.000

	Oxidierend:
	
	
	

	Sauerstoff
	43.300
	60.000 
	+16.700

	Sondergase / Gemische mit oxidierendem Anteil
	4.400
	5.000
	+600

	Toxisch:
	
	
	

	Schwefelwasserstoff
	500
	1.000
	+500

	H1 Akut toxisch Kategorie 1
	200
	1.000
	+800

	H2 Akut toxisch Kategorie 2 & 3
	500
	1.000
	+500

	H3 Spezifische Zielorgan-Toxizität
	100
	500
	+400

	Außerdem:
	
	
	

	Technische Gase die weder entzündbar, oxidieren oder toxisch sind
	180.000
	200.000
	+20.000


Relevant für die Betrachtungen zur UVP sind gemäß obiger Tabelle unter Abschnitt 0 Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) die entzündbaren Gase und bei den Einzelstoffen Acetylen, Ammoniak und Wasserstoff. 
Die Gesamtanlage bleibt bei den entzündbaren Gasen und den Einzelstoffen deutlich (~0,015 % für entzündbare Gase und ~0,008% für die Einzelgase) unter der Schwelle von jeweils 200.000 t, ab der kraft Gesetzes generell eine UVP-Pflicht besteht. 

1.2 Zusammenwirken mit anderen bestehenden oder zugelassenen Vorhaben und 

Tätigkeiten 

Nach diesseitiger Kenntnis des Umfelds der Anlage ist ein Zusammenwirken der Anlage des 

Antragstellers mit Anlagen in der Umgebung nicht zu erwarten. 

1.3 Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, 

Pflanzen und biologische Vielfalt 

Mit der Änderung und dem Betrieb der Anlage sind keine relevanten Auswirkungen auf die v.g. Schutzgüter verbunden. 

Es werden durch die Anlage bzw. deren beantragter Änderung keine weiteren natürlichen Ressourcen beansprucht, das heißt, die Anlagenänderung geht nicht mit dem Verbrauch von 

Wasser, Natur oder Landschaft einher, die eine umfassendere Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern würden. 
Wasser: Die entzündbaren Gase sowie Acetylen und Wasserstoff sind nicht wassergefährdende Stoffe gemäß Verwaltungsvorschrift wassergefährdender Stoffe zum WHG.  Sie ist nicht löslich in Wasser. Aufgrund der Wasserunlöslichkeit ist eine Änderung der Beschaffenheit des Wassers nicht zu befürchten. 

Ammoniak ist der WGK 2 zugeordnet. Allerdings liegt die geplante Lagermenge mit max. 3.500 kg unter der Grenze ab der Maßnahmen nach LöRüRL erforderlich sind. Maßnahmen gemäß LöRüRL wären bei WGK 2 erst ab 10 t erforderlich. 

Niederschlagswasser wird kanalisiert abgeleitet. Abwässer fallen beim Betrieb der Anlage nicht an. 

Boden: Durch die geplante Änderung wird kein zusätzlicher Boden verbraucht. 

Tiere, Natur und Landschaft:
Gesundheitsgefahren Ammoniak: 

Akute Toxizität (Einatmen - Gas) H331: Giftig bei Einatmen. Ätzwirkung auf die Haut H314: Verursacht schwere Verätzungen der Haut und schwere Augenschäden. Schwere Augenschädigung H318: Verursacht schwere Augenschäden.
Umweltgefahren Ammoniak:
Akute aquatische Toxizität H400: Sehr giftig für Wasserorganismen. Chronische aquatische Toxizität H411: Giftig für Wasserorganismen, mit langfristiger Wirkung. 

1.4 Erzeugung von Abfällen im Sinne von § 3 Absatz 1 und 8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

Beim Betrieb der Anlage fallen keine Abfälle an. Hausabfälle werden durch den örtlichen Versorger im Rahmen der Abfallsammlung turnusmäßig abgeholt.
1.5 Umweltverschmutzung und Belästigungen 

Der Betrieb der Anlage ist generell nicht mit Umweltverschmutzung und Belästigungen verbunden. Dies gilt erst recht für die vorliegend beantragte Änderung, durch die sich der Betrieb der Anlage und die dortigen Abläufe nicht in einer Weise ändert, die mit Auswirkungen auf die Umwelt, insbes. die Schutzgüter des BImSchG bzw. des UVPG verbunden sind. Die Wesentlichkeit der Änderung und damit die Genehmigungsbedürftigkeit i.S.v. § 16 BImSchG ergibt sich allein im Hinblick auf die Erhöhung der Lagermengen an Gasen. 

Die betrachteten Gase werden ausschließlich im geschlossenen Zustand aus dem Füllwerk 

angeliefert und in diesem Zustand gelagert. Um- oder Abfüllungen auf dem Betriebsgelände 

erfolgen bei diesen Gasen nicht. 
Lärmemissionen entstehen bei der vorliegenden Anlage nur durch: 

- den Fahrzeugverkehr für die Logistik der Flaschen, 

- das Flaschenhandling, 

- den Gabelstaplerbetrieb zur Be- und Entladung von Flaschenlieferfahrzeugen. 

Der Betrieb der Anlage findet nur während der Tagzeiten statt. 

1.6 Risiken von Störfällen, Unfällen und Katastrophen, die für das Vorhaben von 

Bedeutung sind, einschließlich der Störfälle, Unfälle und Katastrophen, die 

wissenschaftlichen Erkenntnissen zufolge durch den Klimawandel bedingt sind, 

insbesondere mit Blick auf: 
1.6.1 verwendete Stoffe und Technologien 

Der Umgang mit den gelagerten Gasen erfolgt nur von unterwiesenem Personal, welches auch in den Alarmplan der Anlage eingewiesen ist. Daher kann das Unfallrisiko als ausreichend sicher beherrscht angesehen werden. 

Bedingt durch die vorhandene Lagerorganisation können, unter Berücksichtigung aller störungsverhindernden Maßnahmen, Wechselwirkungen durch externe Einflüsse mit hoher 

Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. 

Im unmittelbaren Radius befinden sich keine anderen Betriebe/Firmen, die geeignet wären, durch ihre Verfahren Störungen zu generieren, die wiederum eine Störung im Gaselager befürchten lassen würden. 

Maßnahmen gegen Wechselwirkungen durch externe Brandlasten sind nicht zu befürchten, da alle externen Brandlasten so weit von der Anlage entfernt sind, dass gefährliche Wärmestrahlungen oder signifikanter Trümmerflug als Gefahrenquellen von außerhalb vernünftigerweise auszuschließen sind. 

Die Feuerwehr ist über Art und Umfang der Anlage informiert. Es liegt ein Feuerwehrplanvor. 

Für die Brandbekämpfung stehen ganzjährig ausreichende Mengen an Löschwasser aus dem öffentlichen Netz zur Verfügung. 

Damit ist die Entstehung eines größeren, nicht kontrollierbaren Brandes, vernünftigerweise nicht zu befürchten, ebenso wenig die mit einem solchen Brand potenziell verbundenen Auswirkungen auf die Umgebung. 

Durch die wiederkehrenden Unterweisungen und Übungen werden die Beschäftigten über das Verhalten bei Störungen und die auszulösenden Maßnahmen geschult. 

Es wurde ein Notfall- und Alarmplan mit den wichtigen Telefonnummern der Verantwortlichen und Rettungsdienste, die im Störfall zu verständigen sind, erarbeitet. 

Für die Einsatzfahrzeuge der Rettungsdienste besteht eine ungehinderte Zufahrtsmöglichkeit.  Die Zufahrt zur Anlage ist hinreichend befestigt und befahrbar. 

1.6.2 die Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle im Sinne des § 2 Nummer 7 der Störfall-

Verordnung, insbesondere aufgrund seiner Verwirklichung innerhalb des 

angemessenen Sicherheitsabstandes zu Betriebsbereichen im Sinne des § 3 Absatz 

5a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
Die Anlage fällt aufgrund der geplanten Lagermengen in den Einflussbereich der StörfallV und bildet einen Betriebsbereich der unteren Klasse. 

Ausführliche Betrachtungen zum angemessenen Sicherheitsabstand der Anlage wurden bisher noch nicht durchgeführt. 

Zur Verhinderung des Eintretens eines Störfalles im Sinne des § 2 Nummer 7 werden bei der 

Lageranlage umfangreiche technische und organisatorische Maßnahmen umgesetzt. 

Als wichtigste übergeordnete organisatorische Maßnahmen zur Begrenzung der Auswirkungen von Störfällen können folgende Dokumente und Maßnahmen genannt werden: 

- Feuerwehrplan 

- Sicherheitsmanagementsystem (SMS) nach StörfallV 

1.7 Risiken für die menschliche Gesundheit, z. B. durch Verunreinigung von Wasser oder 

Luft
Flüssiggas: 

Beim Einatmen wirken Flüssiggase leicht narkotisierend, allerdings nur bei höheren Konzentrationen. Eine Exposition von 10 Minuten in einem 1%-igen Butan-Luft-Gemisch führt zu Schläfrigkeit, aber zu keinen weiteren Symptomauswirkungen. 

Propan hat eine geringe narkotisierende Wirkung und führt bei 1%-iger Konzentration zu keinerlei Symptomen. Der AGW-Wert für Propan beträgt 1000 ppm. 

Bei Hautberührung mit Flüssigphase entsteht ein Abkühleffekt an den Hautstellen, die mit dem verflüssigten Gas in Kontakt kommen. Dieser Abkühleffekt ist auf die schnelle Verdampfung beim direkten Ausströmen aus Druckgefäßen zurückzuführen. Dieser Abkühleffekt kann zu Erfrierungserscheinungen führen. 

Flüssiggas ist kein kanzerogener Stoff. Es kommt lediglich eine erstickende Wirkung aufgrund der Luftverdrängung in Betracht.
Ammoniak: 

Gesundheitsgefahren: 

Akute Toxizität (Einatmen - Gas) H331: Giftig bei Einatmen. Ätzwirkung auf die Haut H314: Verursacht schwere Verätzungen der Haut und schwere Augenschäden. Schwere Augenschädigung H318: Verursacht schwere Augenschäden.  
2. Standort des Vorhabens

Die ökologische Empfindlichkeit eines Gebiets, das durch ein Vorhaben möglicherweise 

beeinträchtigt wird, ist insbesondere hinsichtlich der folgender Nutzungs- und Schutzkriterien unter Berücksichtigung der Kumulierung mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen Einwirkungsbereich zu beurteilen.
Zu den Punkten 2. ff Anlage 3 UVPG (Standort des Vorhabens) werden für die beantragte 

Anlagenänderung die folgenden Aussagen getroffen. 

2.1 bestehende Nutzung des Gebietes, insbesondere als Fläche für Siedlung und 

Erholung, für land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzungen, für sonstige 

wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung 

(Nutzungskriterien) 

Das Betriebsgelände der Tyczka Industrie-Gase GmbH, Ohmstraße 8 in 85301 Schweitenkirchen befindet sich auf den Flurstücken 400/3 und 399/1 der Gemarkung Schweitenkirchen. 

Das Betriebsgelände ist gemäß Bebauungsplan „Gewerbegebiet Schweitenkirchen Süd“ als 

Gewerbegrundstück (GE) ausgewiesen.
2.2 Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen 

Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Landschaft, Wasser, Tiere, Pflanzen, 

biologische Vielfalt, des Gebiets und seines Untergrunds (Qualitätskriterien) 

Der Reichtum, die Qualität und die Regenerationsfähigkeit von Wasser, Boden, Natur und Landschaft des Gebietes werden durch die Anlage nicht beeinflusst. 

Die geplante Änderung betrifft ausschließlich die Lagermengenerhöhung an bereits gelagerten Stoffen und ist von außerhalb des Betriebs kaum wahrnehmbar ändert daher das Landschaftsbild allenfalls nur geringfügig.
2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berücksichtigung folgender Gebiete 

und von Art und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes (Schutzkriterien) 

Für die Beantwortung des vorliegenden Punktes, wie auch der weiteren Punkte des Kapitels 3 soll neben dem Aufstellort ein Radius betrachtet werden, innerhalb dessen Immissionen oder Emissionen, die von der beantragten Anlage auf die genannten Schutzgüter ausgehen könnten, überhaupt noch denkbar sind.

2.3.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Abs. 1 Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes 

Das Gelände der Tyczka Industrie-Gase GmbH befindet sich nicht in einem Natura 2000 Gebiet. Auch innerhalb des vorgenannten Radius von 300 m befindet sich kein solches Gebiet.

2.3.2 Naturschutzgebiete gemäß § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht 

bereits von Nummer 2.3.1 erfasst 
Das Gelände der beantragten Anlage befindet sich nicht in einem NSG Gebiet. Auch innerhalb des vorgenannten Radius von 300 m befindet sich kein solches Gebiet.

2.3.3 Nationalparke gemäß § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von 

Nummer 2.3.1 erfasst 

Das Gelände der beantragten Anlage befindet sich nicht in einem National- oder Naturpark.
2.3.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß den §§ 25 und 26 des 

Bundesnaturschutzgesetzes 

Der Standort liegt in keinem Biosphärenreservat oder Landschaftsschutzgebiet. Auch innerhalb des vorgenannten Radius von 300 m befindet sich kein solches Gebiet. 

2.3.5 Naturdenkmäler nach § 28 des Bundesnaturschutzgesetzes 

Angaben dazu liegen dem Antragsteller nicht vor. Nachfolgende Liste weist die nächstgelegenen Naturdenkmäler aus. Sie liegen alle außerhalb des vorgenannten Radius.
2.3.6 Geschützte Landschaftsbestandteile, einschließlich Alleen gemäß § 29 des 

Bundesnaturschutzgesetzes 

Angaben dazu liegen dem Antragsteller nicht vor. 
2.3.7 gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes 

Der Standort selbst liegt in keinem Biotop, auch im vorgenannten Radius befindet sich kein Biotop.
Das nächstgelegene Biotop (Flachland) „Hangfeldgehölz westlich Preinersdorf“ schließt sich 800 m östlich an das Betriebsgelände an. 
2.3.8 Wasserschutzgebiete gemäß § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes, 

Heilquellenschutzgebiete gemäß § 53 Abs. 4 des Wasserhaushaltsgesetzes, 

Risikogebiete nach § 73 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie 

Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes 

Heilquellenschutzgebiete und Wasserschutzgebiete existieren am Standort nicht.
Der Standort befindet sich gemäß Abfrage im UmweltAtlas Bayern nicht in den Überschwemmungsgebieten HQ 100 und HQ Extrem. 

Risiko- und Überschwemmungsgebiete existieren am Standort und im vorgenannten Radius ebenso nicht. 

2.3.9 Gebiete, in denen die in Vorschriften der EU festgelegten Umweltqualitätsnormen 

bereits überschritten sind 

Darüber, dass die in Vorschriften der EU festgelegten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind, liegen dem Antragsteller keine Informationen vor. 
Die geplante Änderung hat jedoch keine Auswirkungen die dahingehend relevant sind. 
2.3.10 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte und 

Siedlungsschwerpunkte in verdichteten Räumen im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 des 

Raumordnungsgesetzes 

Schweitenkirchen gehört zum Regionalplan Region 10 Ingolstadt. 
Schweitenkirchen ist als Kleinzentrum nicht als Gebiet mit hoher Bevölkerungsdichte eingestuft.

2.3.11 In amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmale, Denkmalensembles, Bodendenkmale oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft 

worden sind. 
Am Anlagenstandort befinden sich keine Denkmale, Denkmalensembles, Bodendenkmale oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden sind. 

3. Merkmale der möglichen Auswirkungen 
Die Informationen zu den Punkten 3. ff Anlage 3 (Merkmale der möglichen Auswirkungen) sind wie folgt. Weitere Angaben sind dem Konzept zur Verhinderung von Störfällen und dem Antrag nach BImSchG zu entnehmen. 

Die möglichen erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens sind anhand der unter den Nummern 1 und 2 aufgeführten Kriterien zu beurteilen; insbesondere ist Folgendem Rechnung zu tragen: 

3.1 dem Ausmaß der Auswirkungen (geographisches Gebiet und betroffene Bevölkerung) 

Der bestimmungsgemäße Betrieb hat, mit Ausnahme des Fahrzeugverkehrs, keine Auswirkungen auf das geografische Gebiet oder die Bevölkerung.
Die Gefahrenquellen, die von der Anlage ausgehen können, sind im Konzept zur Verhinderung von Störfällen und dem Antrag nach BImSchG detailliert beschrieben.  Insbesondere wird die Möglichkeit von Gasaustritten ausreichend minimiert, die anderenfalls durch Zündung zu einem Brand oder einer Explosion führen könnten. In den Beschreibungen wird detailliert dargestellt, was störfallverhindernd technisch und organisatorisch unternommen wird, um solche Gefährdungen in ihrer Wahrscheinlichkeit auf ein unbedenkliches Maß zu begrenzen. Sollte es dennoch zu einem Gasaustritt kommen, so greifen die in den Alarmplänen dargestellten, störfallbegrenzenden Maßnahmen. 

3.2 dem etwaigen grenzüberschreitenden Charakter der Auswirkungen 

Für die betrachtete Anlage nicht relevant. 

3.3 der Schwere und der Komplexität der Auswirkungen 

Beim bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage ist nicht mit Auswirkungen auf die Umgebung der Anlage zu rechnen. Bei Brand oder Gasaustritten greifen die störungsbegrenzenden Maßnahmen. 

3.4 der Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen, 

Ziel aller technischen und organisatorischen Maßnahmen der Anlage ist es, die Eintrittswahr-

scheinlichkeit einer Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes möglichst gegen 0 zu reduzieren. Insofern ist die Wahrscheinlichkeit des Eintritts einer Störung mit Auswirkungen auf die Umgebung äußerst gering. 

3.5 dem voraussichtlichen Zeitpunkt des Eintretens sowie der Dauer, Häufigkeit und 

Umkehrbarkeit der Auswirkungen. 
Die Häufigkeit von Auswirkungen einer Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes kann unter Berücksichtigung der v.g. Punkte mit vernünftigerweise sehr selten angegeben werden.  Langfristige irreversible Auswirkungen sind vernünftigerweise nicht zu besorgen. 

3.6 dem Zusammenwirken der Auswirkungen mit den Auswirkungen anderer bestehender 

oder zugelassener Vorhaben. 

Bei der Gaselagerung ist gemäß TRGS 510 für Lager im Freien zu benachbarten Anlagen und Einrichtungen, von denen eine Brandgefährdung ausgehen kann, einen Abstand von mindestens 5 m um die Druckgasbehälter einzuhalten. 
Dieser Abstand wir bei der vorliegenden Anlage eingehalten. 
3.7 der Möglichkeit, die Auswirkungen wirksam zu vermindern. 

Organisatorische Maßnahme:
Es erfolgen regelmäßige Begehungen durch unterwiesene beauftragte Personen des Betreibers. 

Die örtliche Feuerwehr ist über Art und Umfang der Anlage informiert. Es existiert ein Feuerwehrplan für das Betriebsgelände. 
Für die Einsatzfahrzeuge der Rettungsdienste bestehen ungehinderte Zufahrtsmöglichkeiten. Am Zugang zum Gelände befindet sich ein Feuerwehrschlüsseldepot. Die Zufahrt zur Anlage über die Straße ist befestigt und befahrbar. 

Im Bereich der Anlage befinden sich ein Notfall- und Alarmplan mit den wichtigsten Telefonnummern der Verantwortlichen der Anlage, die im Gefahrenfall zu verständigen sind. 

Zur Bekämpfung von Entstehungsbränden stehen ausreichend Löschwasser und Feuerlöscher der Brandklasse ABC zur Verfügung.
2. Ergebnis
Als Ergebnis der vorliegenden allgemeinen Vorprüfung ist festzustellen, dass von dem geplanten Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen (unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien) zu erwarten sind. 

Eine förmliche Umweltverträglichkeitsprüfung i. S. d. UVPG, die im Wesentlichen zusätzliche verfahrensrechtliche Anforderungen mit sich bringen würde, ist deshalb nicht erforderlich.
Unbeschadet dessen wird die Übereinstimmung des Vorhabens mit dem materiellen Umweltrecht im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach BImSchG geprüft. 

Für die allgemeine Vorprüfung der beantragten Anlagenänderung ist zusammenfassend 

festzustellen, dass 
- aufgrund der vorhandenen Umgebung, 

- der Größe des Vorhabens, die deutlich unter der Schwelle von 200.000 t bleibt, 

- keine natürlichen Ressourcen beansprucht werden, d.h. die Errichtung und der Betrieb der 

  Anlage nicht mit Verbrauch von Wasser, Boden, Natur oder Landschaft einhergeht, der eine 

  besondere Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern würde, 

- beim Betrieb der Anlage kein Abfall anfällt, 

- der Betrieb der Anlage nicht mit Umweltverschmutzung und Belästigung verbunden ist und 

- auch das Unfallrisiko im Hinblick auf die sicherheitstechnischen Anforderungen nach 

  BImSchG und StörfallV als bestmöglich minimiert gelten darf.
Pfaffenhofen a. d. Ilm, 21.03.2024 

Landratsamt

gez. 
Christian Riebe
